
den Pflichtteil in Geld ausbezahlt und der Schwester ein lebensläng­
liches Nutzungsrecht — gemäss einer besonderen Vereinbarung — er­
richtet.
Das Staatsnotariat in Pilsen stimmte dieser Vereinbarung über die Tei­
lung der Erbschaft zu, nachdem die Übernehmerin des landwirtschaft­
lichen Betriebes erklärt hat, dass sie über die Landwirtschaft Bescheid 
weiss, da sie bis zu ihrer Heirat in dem landwirtschaftlichen Betrieb 
gearbeitet habe und auch später öfters nach Hause gekommen sei, um 
den Eltern zu helfen und dass sie also mit ihrer Familie selbst auf dem 
landwirtschaftlichen Betrieb wirtschaften werde.
Das Oberste Gericht hat auf die Beschwerde wegen Verletzung das 
Gesetzes, die gemäss des § 210 der Zivilprozessordnung eingereicht 
wurde, entschieden, dass durch den Entscheid des Staatsnotariates über 
die Zustimmung der Erbenvereinbarung über die Teilung der Erbschaft 
das Gesetz verletzt wurde.

Aus der Begründung:
Die Erblasserin starb im März 1952 und deshalb war es notwendig, 
gemäss des § 660 der Zivilprozessordnung für die Behandlung der Erb­
schaft die Bestimmungen der neuen Zivilprozessordnung anzuwenden. 
Aus den Bestimmungen des § 335 der Zivilprozessordnung geht hervor, 
dass das Gericht — oder das Staatsnotariat — die Vereinbarung über die 
Teilung der Erbschaft nur dann genehmigen darf, wenn die Bedingun­
gen des § 76 (Text vergl. Dok. 29) der Zivilprozessordnung erfüllt 
sind. Das Gericht — das Staatsnotariat — muss deshalb vor der Ge­
nehmigung der Vereinbarung über die Teilung der Erbschaft unter­
suchen, ob diese Vereinbarung dem Gesetze oder dem allgemeinen 
Interesse nicht widerspricht. Angesichts des Grundsatzes der Verfassung 
vom 9. Mai 1948, dass der Boden denjenigen gehört, die ihn bearbeiten, 
muss das Gericht — das Staatsnotariat — bei der Genehmigung der 
Vereinbarung der Erben über den Übernehmer untersuchen, ob erwartet 
werden kann, dass der Übernehmer selbst in der Landwirtschaft arbei­
ten wird und ob er die Fähigkeit hat, ein aktiver Landwirt zu werden. 
In dem betreffenden Fall genehmigte das Staatsnotariat die Verein­
barung über die Teilung der Erbschaft und über die Übernehmerin in 
der Person der Tochter der Erblasserin. Es nahm an, dass die Über­
nehmerin fähig ist, die Landwirtschaft zu übernehmen, da es sich damit 
begnügt hat, dass die Übernehmeriri, ohne irgendwelche Beweise vor­
zulegen, erklärt hat, sie verstehe die Landwirtschaft, sie habe bereits 
in der Landwirtschaft gearbeitet und sie werde persönlich die Landwirt­
schaft bearbeiten.
Aus den Akten geht jedoch hervor, dass es sich um die 48-jährige Toch­
ter eines Beamten handelt, der in einer weitentfernten Gemeinde wohnte 
und die zur Aushilfe zu den Eltern nur von Zeit zu Zeit gekommen ist. 
Aus den Akten geht weiter hervor, dass der Sohn der Erblasserin ein 
aktiver Landwirt ist und dass er bereits in dem Augenblick des Todes 
der Erblasserin in dem landwirtschaftlichen Betriebe wohnte, was be­
weist, dass er seit seiner Jugend in der Landwirtschaft arbeitete und 
dass er kein landwirtschaftliches Vermögen besitzt. Diese Tatsachen 
hätten begründete Zweifel über die Eignung der Übernehmerin er­
wecken müssen. Es war also die Pflicht des Staatsnotariats, vor der Ge­
nehmigung der Vereinbarung besonders gründlich diese Tatsache auf­
zuklären und den Standpunkt des landwirtschaftlichen Referates des 
Nationalausschusses zu erfahren. Jedoch das Staatsnotariat erledigte 
dies erst nachträglich, als die Genehmigung bereits erteilt war. Die land­
wirtschaftliche Kommission des Nationalausschusses teilte dem Staats­
notariat dann mit, dass die Übernehmerin krank sei, dass sie die Land­
wirtschaft garnicht übernehmen wolle, und der Nationalausschuss war 
aus diesem Grunde gezwungen, die Landwirtschaft in Zwangspacht 
gemäss des Gesetzes Nr. 55/1947 über die Hilfe für Landwirte bei der 
Erfüllung des landwirtschaftlichen Produktionsplanes zu geben. Es war 
dies deshalb notwendig, um den ordentlichen Gang der Wirtschaft und 
die Ablieferung der Abgaben zu sichern. Der Nationalausschuss be-
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